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Handelsverband Deutschland (HDE) e.V. 

Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2025 

Antworten der Freien Demokraten 

 

 

1) Wie plant Ihre Partei, die unternehmerische Freiheit zu stärken und die Bürokratiebelastung für 

Unternehmen zu reduzieren? 

 

Die FDP steht für konsequenten Bürokratieabbau und eine echte Entrümpelung des Bundesrechts. Wir 

wollen ein sofortiges dreijähriges Bürokratie-Moratorium. In dieser Zeit dürfen per Saldo keine neuen 

Regularien beschlossen werden, die für Unternehmen zu neuen bürokratischen Belastungen führen.  

Wir fordern zudem ein bürokratiefreies Jahr für Betriebe ohne jegliche Berichtspflichten. Dokumenta-

tions- und Nachweispflichten wollen wir drastisch reduzieren und Bürokratie-Monster, wie das deut-

sche Lieferkettengesetz und die Bonpflicht, ersatzlos streichen. Digitale Arbeitsverträge wollen wir für 

alle Branchen ermöglichen. Generell wollen wir in Deutschland mehr mit Genehmigungsfiktionen und 

Stichtagsregelungen arbeiten.  

 

Mindestens genauso wichtig ist eine Trendwende für weniger Bürokratie in Europa. Denn die EU-Kom-

mission ist mittlerweile die Hauptquelle der Bürokratie. Daher setzen wir uns auch auf EU-Ebene für 

konsequenten Bürokratieabbau ein. Die größten Bürokratiebelastungen durch Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung, Entwaldungsverordnung oder EU-Lieferkettenregulierung müssen zügig gestoppt werden.  

 

2) Wie plant Ihre Partei, die Attraktivität der beruflichen Bildung zu erhöhen und die Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf zu verbessern? Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um die Bei-

tragsbelastungen durch die Sozialversicherung zu begrenzen und die Tarifautonomie zu stärken? 

 

Wir wollen mehr junge Menschen für die berufliche Bildung begeistern und die Exzellenzinitiative Be-

rufliche Bildung weiterentwickeln. Das Potenzial der beruflichen Bildungszentren wollen wir besser 

nutzen und diese zu regionalen Innovations- und Gründerzentren ausbauen. Angebote zur Berufsori-

entierung, wie z. B. Azubi-Botschafter, Frauen in MINT-Berufen und Jugendberufsagenturen, stärken 

wir und schaffen analog zum Freiwilligen Sozialen Jahr ein berufliches Orientierungsjahr. Zudem bauen 

wir SBB-Stipendien sowie Azubi-Stipendien aus.  

 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist für vielen Eltern wichtig – und ein nicht zu unterschätzender 

Standortfaktor. Deshalb priorisieren wir den Ausbau einer flächendeckenden Kindertagesbetreuung, 

auch durch Betriebskindergärten, und verbessern den steuerlichen Abzug von Kinderbetreuungskos-

ten. Das deutsche Arbeitszeitgesetz wollen wir reformieren, um flexible Arbeitszeitmodelle zu ermög-

lichen. Statt einer täglichen Höchstarbeitszeit braucht es eine wöchentliche Höchstarbeitszeit.  

 

Wir wollen die Sozialausgaben wieder auf unter 40 Prozent drücken. Dafür müssen künftige Bundes-

regierungen zu konkreten Maßnahmen verpflichtet werden. Generell braucht es deutlich mehr kapi-

talgedeckte Elemente in der Gesetzlichen Rentenversicherung und der sozialen Pflegeversicherung.  
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Wir respektieren die Tarifautonomie. Politische Eingriffe in die Mindestlohnkommission lehnen wir 

ebenso ab wie ein Tariftreuegesetz, das Bürokratie und Vergabekomplexität erhöht. 

 

3) Welche konkreten Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um insbesondere im Hinblick auf den 

Einsatz von KI einen innovationsfreundlichen Rechtsrahmen zu schaffen? Wie wollen Sie sicher-

stellen, dass der Datenschutz praktikabel und wirtschaftlich umsetzbar ist, während gleichzeitig 

robuste Sicherheitsstandards zum Schutz von Handel und Kundendaten etabliert werden? 

 

Wir Freie Demokraten wollen Deutschland zu einem der stärksten Standorte für Künstliche Intelligenz 

in der Welt machen. Der wichtigste Standortfaktor ist dabei die Verfügbarkeit von Trainingsdaten. Der 

europäische AI Act ist in der jetzigen Form kein Standortvorteil. Wir wollen ihn bei der nationalen Um-

setzung deutlich innovationsfreundlicher gestalten.  

 

Wir setzen auf gezielte Unterstützung des Mittelstands bei der Umsetzung des AI Act und des Data Act. 

Wir fördern KMU durch verständliche Leitlinien, standardisierte Verfahren und verlängerte Übergangs-

fristen, um den regulatorischen Aufwand zu reduzieren. Steuerliche Erleichterungen sollen Investitio-

nen in KI-Infrastrukturen, Datenmanagement und Audits erleichtern. Der Schutz sensibler Daten und 

Geschäftsgeheimnisse bleibt dabei essenziell. Unser Ziel ist es, den Mittelstand zu entlasten, Innovati-

onen zu fördern und die neuen EU-Gesetze als Katalysator für Wettbewerbsfähigkeit und Digitalisie-

rung in Deutschland zu nutzen. 

 

4) Wie wollen Sie sicherstellen, dass die Energiekosten für den Einzelhandel gesenkt werden, um 

die Wettbewerbsfähigkeit und die Erholung der Wirtschaft zu fördern? 

 

Als FDP stehen wir für eine ideologiefreie Energiepolitik auf marktwirtschaftlichen Säulen. Wir wollen 

bezahlbare Energie für Betriebe und Bürger. Die Stromsteuer wollen wir in einem ersten Schritt auf 

das EU-Mindestmaß absenken und uns auf EU-Ebene für eine Abschaffung starkmachen. Die EU-Min-

destsätze für die Energiesteuer auf Heiz- und Kraftstoffe wollen wir angesichts des tendenziell steigen-

den CO2-Preises sukzessive bis auf null abschmelzen. 

 

Zudem wollen wir die Netzentgelte umfassend reformieren. Wir wollen die Netze durch Digitalisierung 

und die Nachfrage durch dynamische Netzentgelte flexibilisieren. Regulatorische Hürden für einen 

schnellen Netzausbau wollen wir abbauen und Kosten erheblich reduzieren, indem die neuen Leitun-

gen in der Regel überirdisch gebaut werden. Zugleich fordern wir eine bessere Synchronisierung des 

Netzausbaus mit dem Ausbau von erneuerbaren Energien, Kraftwerken, Speichern und der Wasser-

stoffwirtschaft, um die Effizienz des Gesamtsystems zu steigern. 

 

Wir setzen uns für eine technologieoffene Energiepolitik ein. Dies umfasst die Kernenergie, und zwar 

die Ermöglichung sowohl der Wiederinbetriebnahme bestehender Kernkraftwerke als auch neuer 

Technologien wie Mini-Reaktoren. Die erneuerbaren Energien wollen wir vollständig in den Markt 

überführen und zur Diversifizierung der Gasversorgung heimische Erdgasförderung ausbauen. 
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5) Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um faire Wettbewerbsbedingungen gegenüber 

Drittstaatenanbietern wie Temu und Shein sicherzustellen? 

 

Der Vielzahl nicht regelkonformer Produkte, die jedes Jahr auf dem europäischen Binnenmarkt ankom-

men, muss mit harter Durchsetzung geltenden Rechts, aber auch mit einer besseren Koordinierung 

und Stärkung von Marktüberwachsungs- und Zollbehörden in Europa und Deutschland begegnet wer-

den.  

 

Jedes Jahr überschwemmen hunderte Millionen Pakete mit chinesischen Billigprodukten den deut-

schen Markt. Der Großteil dieser Produkte ist nicht kompatibel mit geltenden Regeln und Normen in 

Deutschland und der EU. Dies führt sowohl zu ernsthaften Gefahren für Verbraucherinnen und Ver-

braucher als auch zu unfairem Wettbewerb zuungunsten europäischer Hersteller. Sichere Produkte, 

faire Wettbewerbsbedingungen und ein Level Playing Field bleiben unabdingbare Voraussetzungen für 

Freien Handel und offene Märkte zum Wohle unserer Wirtschaft.  

 

6) Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um den Ausbau der Elektroladeinfrastruktur be-

darfsgerecht und nutzerfreundlich zu gestalten? 

 

Die Ladeinfrastruktur werden wir bedarfsgerecht und marktwirtschaftlich ausbauen statt nach starren 

staatlichen Vorgaben. Wir setzen dabei insbesondere auf private Investitionen und sorgen dafür, dass 

privatwirtschaftlich errichtete Ladeparks entlang von Autobahnen einfacher entstehen können.  

Genehmigungsverfahren, etwa bei Netzanschlüssen, wollen wir deutlich beschleunigen. Die Bereitstel-

lung von Daten für den Ausbau als auch für die anschließende Nutzung von Ladeinfrastruktur wollen 

wir verbessern. 

 

7) Welche Maßnahmen wird Ihre Partei ergreifen, um die Vitalität der Innenstädte zu fördern? Wie 

stehen Sie zu gelegentlichen und verlässlichen Sonntagsöffnungen im stationären Einzelhandel? 

 

Ein florierender Einzelhandel trägt maßgeblich zu lebendigen Innenstädten und Ortskernen bei und 

steht für regionale Vielfalt und Versorgung. Wir Freie Demokraten wollen die Händlerinnen und Händ-

ler stärken, insbesondere durch eine gute Erreichbarkeit der Geschäfte, konsequenten Bürokratieab-

bau, faire Energiepreise durch eine realistische Energiepolitik sowie steuerliche Entlastungen. Durch 

die Exzellenzinitiative Berufliche Bildung sorgen wir dafür, dass Ausbildungsberufe noch attraktiver 

werden.  

 

Immer mehr Menschen nutzen ihre freie Zeit am Wochenende, um Einkäufe zu erledigen. Um den 

Einzelhandel im Wettbewerb mit dem Onlinehandel zu stärken, wollen wir mehr Sonntagsöffnungen 

ermöglichen. Geschäfte sollten dabei selbst entscheiden können, ob sie am Sonntag öffnen wollen. 

Wir wollen zudem das deutsche Arbeitszeitgesetz reformieren, indem wir mit einer wöchentlichen 

statt einer täglichen Höchstarbeitszeit flexible Arbeitszeitmodelle ermöglichen. Auch das erleichtert 

Sonntagsöffnungen. 
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8) Welche Schritte wird Ihre Partei unternehmen, um die Steuerlast der Unternehmen zu senken 

und mehr Potenzial für Investitionen zu schaffen? Wie stehen Sie konkret zur Abschaffung der 

Hinzurechnung von gezahlten Mieten und Pachten zum steuerpflichtigen Gewerbeertrag, um 

insbesondere innerstädtische Einzelhändler zu entlasten? 

 

Für die FDP ist klar: Die Unternehmen in Deutschland brauchen wettbewerbsfähige Unternehmens-

steuern. Deshalb wollen wir die Unternehmenssteuerbelastung auf unter 25 Prozent drücken. Dafür 

wollen wir die Körperschaftssteuer absenken und den Solidaritätszuschlag vollständig abschaffen. Das 

deutsche Steuerrecht wollen wir entbürokratisieren, die Gewerbesteuer durch eine international sys-

temtaugliche Alternative ersetzen und Einkünfte aus Kapitalvermögen und aus Vermietung und Ver-

pachtung einfacher besteuern. Doppelbesteuerungen müssen konsequent vermieden werden. Wir 

wollen künftig Reingewinne statt Scheingewinne besteuern, indem wir Hinzurechnungstatbestände 

konsequent abschaffen. Die Sofortabschreibungsgrenze für geringwertige Wirtschaftsgüter erhöhen 

wir und erweitern die Sammelabschreibung für Wirtschaftsgüter, deren Wert über der Sofortabschrei-

bungsgrenze liegt. Zudem wollen wir Sonderabschreibungen für bewegliche Wirtschaftsgüter und Im-

mobilien angelehnt an das frühere Fördergebietsgesetz in den Blick nehmen - beispielsweise könnten 

Sonderabschreibungen auf die Investitionskosten im ersten Jahr gewährt werden, um Unternehmen 

einen unmittelbaren Anreiz zu bieten, in Infrastruktur, Produktionsanlagen oder Gewerbeimmobilien 

zu investieren. Die Existenz von Unternehmen darf nicht durch die Erbschaft- und Schenkungsteuer 

gefährdet sein. Wir fordern deshalb, dass die Freibeträge automatisch um die Inflationsrate erhöht 

werden. 

 


